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ZUR ENTSTEHUNG 
DIESES BUCHS

Seit 2018 findet in Chemnitz jährlich im August das Theorie-
festival Kantine statt. Anlässlich seines 200. Geburtstages 
widmete sich die erste Ausgabe der Kantine Karl Marx. In 
den zwei darauffolgenden Jahren standen Rosa Luxemburg 
(2019) und Walter Benjamin (2020) im Vordergrund. Das Ziel 
war es jeweils, eine Einführung in Leben, Werk und Wirkungs-
geschichte der namensgebenden Personen und Raum für den 
Austausch über Theorien, Konzepte und ihr Verhältnis zur poli-
tischen Praxis zu bieten. Um der Bezeichnung als Festival ge-
recht zu werden, blieb aber auch viel Zeit für Müßiggang und 
Ekstase. 

Im Nachgang der ersten beiden Ausgaben des Theoriefestivals 
entstand die Idee für diese Publikation. Sie versammelt einige 
der Beiträge, die so oder in ähnlicher Form auf der Kantine 
»Marx« bzw. »Luxemburg« vorgetragen wurden und dokumen-
tiert damit einen Teil unseres Erkenntnisprozesses der letzten 
Jahre. Die einzelnen Beiträge bauen dabei nicht zwingend auf-
einander auf, sondern geben die Bandbreite an Themen und 
Perspektiven, wie sie auch auf den Festivals zu finden war, 
wieder. Die in die Texte eingefügten Fotos vermitteln zusätzlich 
einen kleinen Eindruck von der Atmosphäre der Kantine. Wer 
sich dafür interessiert, wie mit dem Zitat »… hier tanze« eine 
Linie von Marx zu Luxemburg gezogen werden kann, dem_der 
sei der Beitrag von Marie Lippert empfohlen. Wer Näheres da-
rüber erfahren möchte, was die Kantine mit dem Tanzen zu tun 
hat, dürfte in den vorangestellten Interviewausschnitten fündig 
werden oder einfach mal vorbeischauen.

Wir möchten an dieser Stelle allen Autor_innen für die Inhalte 
und die Geduld bei der Kommunikation mit uns danken. Außer-
dem danken wir der Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachsen und 
der Bürgerplattform Chemnitz-Mitte für die finanzielle Unter-
stützung, die diese Publikation möglich gemacht hat. Wir wün-
schen viel Vergnügen beim Lesen und freuen uns auf alle noch 
kommenden Kantinen.

Chemnitz, Februar 2021
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DIE VERSANDETE 
REVOLUTION
Dania Alasti

Frauen protestierten vor hundert Jahren in Massen gegen den 
Ersten Weltkrieg und das deutsche Kaiserreich. Ihre Streiks, 
Demonstrationen und Ausschreitungen gehörten zur ersten 
Welle der Novemberrevolution. Doch während der Formung 
und Kämpfe um die Richtung der Revolution tauchten Frauen 
als Massenerscheinung nicht mehr auf; sie wurden von Zeitge-
nossen verdrängt und von der Geschichtsschreibung verges-
sen. In Erinnerung geblieben ist die unverwechselbare Stimme 
Rosa Luxemburgs, die den Ersten Weltkrieg nicht nur vehe-
ment abgelehnt hatte, sondern ihn als Eskalation der Krise des 
Kapitals auch vorausgesehen hatte. 

Dania Alasti, Doktorandin an der FU Berlin zum Thema »Gewalt 
und Frieden«, las auf der Kantine »Luxemburg« am 07. August 
2019 aus ihrem Buch Frauen der Novemberrevolution. Kontinui-
täten des Vergessens (2018 bei UNRAST erschienen). In ihrem 
Text diskutiert sie das Verhältnis zwischen dem Wirken Luxem-
burgs und der Rolle von Frauen in der Novemberrevolution so-
wie Kontinuitäten und Brüche bis heute.

Zur Kantine Luxemburg wurde ich nach der ersten Vorstellung 
meines Buches »Frauen der Novemberrevolution. Kontinuitä-
ten des Vergessens« eingeladen, obwohl ich Rosa Luxemburg 
während der Veranstaltung mit keinem Wort erwähnt hatte. 
Dementsprechend war auch die Anfrage ambivalent: »Groß-
artige Lesung1, aber hast du auch über Rosa Luxemburg ge-
schrieben?« Tatsächlich kommt Rosa Luxemburg in meinem 
Buch und diesem Text vor, aber vielleicht auf eine nicht vorher-
zusehende Weise. Dass ich in den 45 Minuten meines Vortrags 
eine der herausragendsten Frauen dieses geschichtlichen Er-
eignisses nicht erwähnt hatte, lag an dem Schwerpunkt mei-
nes Buches, der nicht bei den bekannten, revolutionären Frau-
en, sondern bei einer Welle von Protesten unbekannter Frauen 
während des Ersten Weltkrieges lag. Sie bildeten einen »Druck 
von der Straße«, der sich zwischen 1915 und 1918 in Krawal-
len, Demonstrationen und Streiks äußerte. Am größten war das 
Protestpotenzial bei arbeitenden Frauen in den Städten, die 
häufig ohne Schulbildung und zumeist politisch unorganisiert 
waren. Ihre Proteste waren Teil des Ensembles der Novem-
berrevolution, insofern sie Kritik an der bestehenden Ordnung 
zum Ausdruck brachten, diese Ordnung ins Schwanken brach-
ten und dabei solidarische Verhältnisse einübten. Gleichzeitig 
tauchten bei den Kämpfen um die politische und ökonomische 
Richtung der Revolution Frauen in dieser Masse nicht mehr auf.

Rosa Luxemburgs politisches Agieren war in vielen Punkten 
ungleichzeitig zu diesem Phänomen. Die meiste Zeit während 
des Ersten Weltkrieges war sie im Gefängnis2. Zu den Prob-
lemen, gegen die sie ankämpfte, gehörte nicht nur der Krieg, 
sondern auch die Wende in der sozialdemokratischen Partei. 
Und im Gegensatz zu den Frauen der Protestwelle verschwand 
sie nicht einfach. Sie gehörte zu den Ersten, die in der Folge 
der Novemberrevolution für ihre antikapitalistische Haltung er-
mordet wurden.

Es sind vor allen Dingen Rosa Luxemburgs scharfsichtige Be-
obachtungen, die helfen, die Proteste während des Ersten 
Weltkrieges zu verstehen, besonders in der späteren feminis- 
tischen Rezeption der »neuen Landnahme«, die ich weiter un-
ten darlegen werde.3 Hilfreich sind aber auch die Voraussich-
ten auf den Ersten Weltkrieg, die Luxemburg in ihrer beeindru-
ckenden Verteidigungsrede vor der Frankfurter Strafkammer 
am 20.2.1914, sechs Monate vor Ausbruch des Krieges, dar-
legte. Ihr wurde der Aufruf zum Ungehorsam gegenüber den 

Gedächtnisprotokoll.

Vom 18.2.1915 bis 
zum 18.2.1916 und 
vom 10. 7.1916 bis 
zum 8.11.1918 (vgl. 
Laschitza 2010)

Zum Verhältnis Rosa 
Luxemburgs zur zeitgenös-
sischen Frauenbewegung 
und zur feministischen 
Rezeption Luxemburgs siehe 
den Beitrag von Carolin 
Blauth in diesem Band.
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Gesetzen und den Anordnungen der Obrigkeit vorgeworfen. 
Sie sollte Arbeiter zur Verweigerung des Kriegsdienstes auf-
gefordert haben. Der Staatsanwalt beschrieb dies als ein »At-
tentat auf den Lebensnerv unseres Staates« (Laschitza 2010). 
Sie dekonstruierte diesen Vorwurf als autoritär.

»Ich sage: Der Schluß, daß das einzige wirksame Mittel, um 
Kriege zu verhindern, darin bestehe, sich direkt an die Solda-
ten zu wenden und sie aufzufordern, nicht zu schießen – die-
ser Schluß ist nur die andere Seite jener Auffassung, wonach 
[…] das Fundament der Staatsmacht und des Militarismus 
der Kadavergehorsam des Soldaten ist« (Luxemburg 1951, 
496, Hervorhebung im Original).

Im Gegensatz dazu war ihre Auffassung demokratisch. Sie 
hatte die Soldaten nicht aufgefordert, die Waffen bei Kriegs-
beginn niederzulegen. Sie hatte die Tatsache dargelegt, dass 

die Entscheidung, den Krieg zu führen, von der Be-
völkerung und nicht von den Befehlenden abhängt.

»Nach der Auffassung des Staatsanwalts ist die 
Armee die kriegführende Partei, nach unserer Auf-
fassung ist es das gesamte Volk. Dieses hat zu ent-
scheiden, ob Kriege zustande kommen oder nicht: 
[B]ei der Masse der arbeitenden Männer und Frau-
en, alten und jungen, liegt die Entscheidung über 
das Sein oder Nichtsein des heutigen Militarismus – 
nicht bei dem kleinen Teilchen dieses Volkes, der im 
sogenannten Rock des Königs steckt« (ebd., 497).

Damit nahm sie die Auflösung des gesellschaft-
lichen Konsenses am Ende des Ersten Weltkrie-
ges vorweg. Nach vier Jahren Krieg verweiger-
ten Soldaten Befehle, meuterten, desertierten in 
großem Ausmaß, was die Novemberrevolution ins 
Rollen brachte. Eine sukzessive Auflösung des ge-
sellschaftlichen Konsenses lässt sich auch in den 
Protesten zwischen 1915 bis 1918 erkennen. Ge-

horsam wurde nämlich nicht nur von Soldaten verlangt, son-
dern von allen Teilen der Gesellschaft. Das umfasste auch die 
gesellschaftliche Reproduktion unter den Bedingungen des 
Krieges. Dass diese sehr schwer werden würde, weil für die 
Versorgung der Bevölkerung kaum vorausgeplant wurde, er-
kannte Luxemburg ebenfalls vor Ausbruch des Krieges: »Man 
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bezeichnet den unbedingten sklavischen Gehorsam als den 
Lebensnerv des Staates. Dagegen ist man unbesorgt um die 
Nahrungsmittelversorgung des darbenden Volkes« (Luxem-
burg 1972, 443). Die schlechte Nahrungsmittelversorgung war 
ein wesentlicher Auslöser für Proteste. Es war nicht der ein-
zige, aber bekannteste.

So waren es vor allen Dingen sogenannte Hungerkrawalle, die 
als Protest von Frauen in Erinnerung geblieben sind. Dass be-
sonders viele Frauen an Hungerkrawallen beteiligt waren, ist 
auf ihre Rolle als ›im Haus‹ Arbeitende, als Hausfrauen und 
Hausangestellte, zurückzuführen. Beim Warten vor Lebensmit-
telgeschäften entstanden Formen von Öffentlichkeit, die sich 
häufig weiterentwickelten zu Ansammlungen vor Rathäusern, 
um für eine bessere Versorgung zu demonstrieren. In vielen 
dieser Proteste drückte sich mehr als Hunger aus. So gab es an 
vielen Orten Proteste wegen einer ungerechten Verteilung der 
Lebensmittel. Im September 1916 verlangte die dritte Oberste 
Heeresleitung unter Paul von Hindenburg und Erich Luden-
dorff eine deutliche Steigerung der Waffenproduktion und der 
Einziehung von Soldaten, da »dem feindlichen Menschenmate-
rial gegenüber [die] Menschenvorräte beschränkt« seien (zitiert 
nach Daniel 1989, 281). In der Folge wurden die begrenzten 
Nahrungsmittel primär an sogenannte Fabrikküchen geliefert, 
um die Produktivität zu steigern. Den Menschen mussten diese 
Maßnahmen vor Augen geführt haben, dass der einzige Wert, 
der in ihnen gesehen wurde, ihre Arbeitskraft war.

Wut lösten aber auch andere Aspekte der Kriegsgesellschaft 
aus. Ein herausgegriffenes Beispiel war die versuchte Be-
freiung eines Kriegsinvaliden in Ingolstadt im Mai 1918 aus 
der Polizeiwache im Rathaus (Ay 1968, 186f.). Misshandlun-
gen bei der Verhaftung hatten zu einem Aufruhr geführt, bei 
dem das Rathaus gestürmt und teilweise in Brand gesteckt 
wurde (ebd.,187). Unter den 97 Verhafteten waren 35 Frauen 
verschiedenen Alters, vorwiegend Fabrikarbeiterinnen (ebd.). 
Zusammenschlüsse solcher Art waren nicht selten. Bei vie-
len Krawallen kam es zu Solidarisierungen zwischen Frauen, 
Jugendlichen, oftmals schlecht behandelten Invaliden und 
kriegsunwilligen Soldaten.

Tumulte gab es außerdem bei der Verschlechterung der Ar-
beitsbedingungen. Als in Ingolstadt im Winter 1917/18 die 
Sonntagsarbeit eingeführt wurde, kam es zu stundenlangen 
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Ausschreitungen von Arbeiterinnen, die die Arbeitszeiten mit 
ihren Versorgungsarbeiten nicht vereinbaren konnten (ebd., 
185). Für die Verkürzung der Arbeitszeit gab es ebenso zahlrei-
che Streiks. Fast 2.100 Wäscherinnen in den oberschlesischen 
Erzgruben streikten vom 1. Juli bis zum 7. September 1918 ge-
gen den dort elfstündigen Arbeitstag (Kuhlbrodt 1981). Frau-
en streikten auch für eine Erhöhung der Löhne, die, wie kaum 
anders zu erwarten, niedriger waren als die der Männer. Zu-
sätzlich zu den allgemein schlechten Arbeitsbedingungen, die 
durch Ausnahmen bei den Arbeitsschutzbestimmungen einem 
Rückfall ins 19. Jahrhundert gleichkamen (Daniel 1989, 73), 
traten die geschlechtsspezifischen Benachteiligungen umso 
brutaler hervor.

Auch bei explizit politischen Streiks gab es eine rege Beteili-
gung von Frauen, besonders in der Streikwelle gegen den Frie-
densvertrag von Brest-Litowsk im Januar 1918. Nach einem 
Bericht von Cläre Derfert-Casper sollen in Berlin hauptsäch-
lich Frauen gestreikt haben (ebd., Kuhlbrodt 1981, 76). Derfert- 
Casper gehörte als Vertreterin der Metallarbeiterinnen dem 
elfköpfigen Aktionsausschuss des Arbeiterrates Groß-Berlin 
an. In Hannover sollen mehr Frauen als Männer in der Streiklei-
tung gewesen sein (Rosenbusch 1998, 415). Für andere Orte 
gibt es ähnliche Berichte.4 Die Streikwelle vom Januar 1918 
hatte die besondere Bedeutung, dass sie in Solidarität mit den 
Friedensbestrebungen der russischen Revolutionär_innen ge-
führt wurde. In Deutschland und Österreich solidarisierten sich 
Arbeitende in Generalstreiks mit den Forderungen nach Frie-
den aus Russland. So sagte die Arbeiterin Anna Niedermeier 
nach ihrer Verhaftung wegen der Beteiligung am Januarstreik 
1918 in München bei dem Polizeiverhör: »Ich habe mich dem 
Streik angeschlossen, weil davon gesprochen worden ist, 
durch den Streik solle der Regierung gezeigt werden, dass die 
Arbeiter zusammenhalten, ferner solle die Regierung veran-
lasst werden, Frieden zu schließen« (ebd.).

Darüber hinaus sagte sie, dass die Frauen in ihrem Betrieb als 
Erste den Streik beginnen wollten, »denn die Männer würden 
zum Militär eingezogen, wenn sie voran gingen« (Kuhlbrodt 
1981, 161). Dieses solidarische Verhalten war exemplarisch für 
das Streik- und Protestverhalten der Frauen.

Das Streik- und Protestverhalten lässt sich als Teil der Eman-
zipation der Arbeiterinnen während des Ersten Weltkrieges 

Das von den Berliner 
Arbeiterräten beschlossene 
Streikprogramm umfasste 
auch die Forderung nach 
der Einführung des 
Wahlrechts für Frauen. Für 
Dresden, Kassel, Mannheim 
und Nürnberg ist die 
Frauenwahlrechtsforderung 
ebenfalls als Teil des Streik-
programms nachgewiesen 
(Kuhlbrodt 1981, 77ff.).

4
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verstehen. Nach der Historikerin Ute Daniel ist es eine weit 
verbreitete, aber falsche Annahme, diese Emanzipation dar-
auf zurückzuführen, dass Frauen vermehrt gearbeitet hätten 
(Daniel 1989, 259). Es gab einen Anstieg der Frauenarbeit in 
den Betrieben der Kriegsindustrie, weil Frauen aus anderen 
Arbeitsplätzen, wie Hausanstellung, Landarbeit, Textilindustrie 
etc., dorthin wechselten. Dass gerade die »im Haus« stattfin-
denden Lohnarbeitsverhältnisse als Arbeitsverhältnisse da-
mals wie später übersehen wurden, war ein Teil des Problems 
der Bewegungen der Novemberrevolution, worauf ich später 
noch zurückkommen werde. Formen der Emanzipation gab es 
nicht per se dadurch, dass Frauen arbeiteten, sondern dadurch, 
dass sie die Verfügung über das Familieneinkommen hatten. 
Die Abwesenheit der Männer in den Familien brachte die Form 
der patriarchalen Kleinfamilie ins Wanken.

Nach dem Umsturz im November 1918 konsolidierten sich mit 
der Rückkehr der Männer aus dem Krieg patriarchale Struk-
turen erneut. Beispielsweise war Cläre Derfert-Casper nicht 
mehr Mitglied des Aktionsausschusses, sondern Bürogehilfin 
des Vollzugsrates Berlin.5 Den meisten Frauen blieb der Zu-
gang zu den Räten, die sich als Organe der Revolution in vielen 
Städten und Gegenden gebildet hatten, versperrt, da nach der 
Frankfurter Revolutionärin Toni Sender das Wahlrecht meist 
nur Personen erhielten, »die produktive, gesellschaftlich nütz-
liche Arbeit leisteten« (Sender 1919, 23). Diese Beschränkung 
der Wahlberechtigung sollte vermutlich verhindern, dass Anta-
gonisten der Novemberrevolution die Räte durch Beteiligung 
von innen heraus abschafften. So waren durch diese Bestim-
mung Kapitalisten, Verwaltungsbeamte, Polizisten, etc. aus-
geschlossen. Aber gleichzeitig wurden Frauen nach Ende des 
Kriegs von den »produktiven« Industriearbeitsplätzen wieder in 
ihre vorherigen Beschäftigungsverhältnisse, die als »unproduk-
tiv« galten, abgedrängt. Es gab sogar zahlreiche von Männern 
organisierte Demonstrationen, Eingaben und Streiks zu die-
sem Zweck (Kuhlbrodt 1981, 361, Fußnote 347).

Dabei gab es durchaus Versuche, Frauen Strukturen der politi-
schen Organisation zu ermöglichen. In Jena gab es einen Haus-
frauenrat ab November 1918, der mindestens zwei Jahre lang 
aktiv war. Leider blieb dies eine Ausnahme. In der Rede, in der 
Toni Sender die Wahlrechtsbeschränkungen in den Räten als 
Ausschlusskriterium für Frauen identifizierte, forderte sie, die 
Tätigkeiten der Versorgung als produktive Arbeit anzuerkennen 

Nach Kuhlbrodt waren im 
Vollzugsrat in Berlin Cläre 
Derfert-Casper als Bürogehilfin, 
Else Beck als Protokollführerin 
und Hanna Hünecke als Tele-
fonistin tätig. Helene Overlach, 
Friedel Gräf und Helene Zirkel 
arbeiteten für den Arbeiter- und 
Soldatenrat Berlin (Kuhlbrodt 
1981, 170).

5
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(Sender 1919, 23). Mit dieser Anerkennung wären nicht nur die 
Tätigkeiten im familiären Haushalt gemeint gewesen, sondern 
auch die nicht proletarischen häuslichen Arbeitsformen, wie 
Hausanstellungen, die geflissentlich ignoriert wurden. Ihr Vor-
schlag fand keine breite Umsetzung, dafür einen Nachhall bis in 
die heutige Zeit. Damals wie heute hätte dies gesellschaftliche 
Konflikte sichtbar gemacht, die auf der unsichtbaren Ausbeu-
tung von Frauen als Versorgerinnen beruhen.

Die von Toni Sender formulierte feministische Forderung 
steckt seit mindestens hundert Jahren in einer Art Zeitschlei-
fe. Vor über 50 Jahren rief Helke Sander die Ausbeutung der 
Hausfrauen und Mütter in ihrer berühmt gewordenen Toma-
tenwurf-Rede wieder ins Gedächtnis. Schließlich kann die fe-
ministische Philosophin Silvia Federici in einer geistigen Linie 
zu Toni Sender heute sagen: »Der Skandal des Kapitalismus 
liegt darin, dass er Krieg als produktiv wertet, nicht aber Kin-
dererziehung, Kochen und Sex« (Federici 2018). Der von ihr 
beschriebene Skandal ist Ausdruck eines grundlegenden ge-
sellschaftlichen Widerspruchs. Kapitalistisch organisierte Ge-
sellschaften sind darauf angewiesen, dass die in ihr lebenden 
Subjekte sozialisiert und versorgt werden, die damit verbun-
dene Aufgabe ist jedoch privatisiert. Um diesen Widerspruch 
besser zu verstehen, ist eine basale Grundlage der marxschen 
Darstellung von Kapital und Lohnarbeit notwendig.

Das Verhältnis von Kapital und Lohnarbeit führt zu einer be-
stimmten Verteilung des gesellschaftlichen Reichtums. Die 
Arbeitenden stellen Waren her, die regelmäßig für mehr Geld 
verkauft werden, als in Form der Löhne zu ihnen zurückfließt, 
obwohl sie die wertbildende Arbeit geleistet haben. Die her-
gestellten Waren gehören denjenigen, die Kapital in Produk-
tionsmittel und Arbeitskräfte investiert haben. Ihnen gehört 
auch der Mehrwert, der sich in der Geldmenge äußert, die 
nach Verkauf der Waren idealerweise über der Investition liegt. 
Der Lohn entspricht nicht dem Wert der Arbeit, sondern hat die 
Funktion die Lebensmittel zu kaufen, die benötigt werden, um 
die eigene Arbeitskraft immer wieder zur Verfügung zu stellen. 
Dies entspricht der materiellen Seite der Versorgung.

Materialistische Feministinnen wie Silvia Federici oder Nancy 
Fraser (Federici 2012, Fraser 2016) fügten dem hinzu, dass 
auch unbezahlte Tätigkeiten, wie kochen, putzen, u.v.m. zu der 
Reproduktion der Arbeitskraft zählen. Diese Tätigkeiten wer-
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den zumeist als »natürliche« Tätigkeiten entwertet. Gleichzeitig 
sind sie notwendige Grundlage kapitalistischer Gesellschaf-
ten, da in den Haushaltstätigkeiten das wichtigste Element der 
kapitalistischen Produktionsweise produziert wird, die Ware 
Arbeitskraft. Dass dies im allgemeinen gesellschaftlichen Be-
wusstsein selten wahrgenommen wird, liegt unter anderem 
daran, dass Menschen sich und andere nicht in der Absicht 
versorgen, dem Markt Arbeitskräfte zur Verfügung zu stellen. 
Sie tun es, weil es Teil des Lebens ist. Dass diese Tätigkeiten 
sowohl als das Andere der kapitalistischen Produktionsweise 
erscheinen, als auch gleichzeitig ihre Quelle sind, 
hat einige Theoretikerinnen dazu geführt, die Ver-
sorgungsarbeit mit dem Konzept der Landnahme zu 
begreifen, das Rosa Luxemburg mit Blick auf den 
Kolonialismus beschrieben hatte.

In Die Akkumulation des Kapitals thematisiert Lu-
xemburg den Widerspruch zwischen entgrenzter 
Akkumulation und den begrenzten Vorausset-
zungen der Produktion und Konsumtion. »Die Lö-
sung« des Problems liegt nach Luxemburg »in dem 
dialektischen Widerspruch, daß die kapitalistische 
Akkumulation zu ihrer Bewegung nichtkapitalisti-
scher sozialer Formationen bedarf, in ständigem 
Stoffwechsel mit ihnen vorwärtsschreitet und nur so lange 
existieren kann, als sie dieses Milieu vorfindet« (Luxemburg 
1975, 315). Luxemburg erkannte im Kolonialismus die Funk-
tion nicht-kapitalistische soziale Formationen auf mindestens 
drei Weisen für die kapitalistische Akkumulation verfügbar zu 
machen. Durch den Raub von Ressourcen, ein »Reservoir der 
Arbeitskräfte« (ebd., 316f.) und durch Absatzmärkte für Waren. 
Insofern die sozialen Strukturen von Warenform und Handel 
nicht bereits vorhanden sind, »erfolgt als einleitende Methode 
des Kapitals die systematische, planmäßige Zerstörung und 
Vernichtung der nichtkapitalistischen sozialen Verbände, auf 
die es in seiner Ausbreitung stößt. Hier haben wir es aber nicht 
mehr mit der primitiven Akkumulation zu tun, der Prozeß dauert 
fort bis auf den heutigen Tag. Jede neue Kolonialerweiterung 
wird naturgemäß von diesem hartnäckigen Krieg des Kapitals 
gegen die sozialen und ökonomischen Zusammenhänge der 
Eingeborenen begleitet sowie von dem gewaltsamen Raub 
ihrer Produktionsmittel und ihrer Arbeitskräfte« (ebd., 318f.).
Rosa Luxemburgs Ansatz wurde als Konzept der »Neuen Land-
nahme« breit rezipiert. So sah David Harvey die Privatisierung 
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des Gemeineigentums als »Akkumulation durch Enteignung« 
(Harvey 2005). Tove Soiland erinnert in ihrem Text »Innere Ko-
lonien. Care als Feld einer ›neuen Landnahme‹« (Soiland 2018) 
an die Hausarbeitsdebatte in den 70ern, die bereits zeigte, 
dass es auch in den Haushalten eine Art primitiver Akkumu-
lation gibt, die nicht (nur) im Raub der Güter, sondern auch in 
einem Anzapfen der anderen Produktionsweise der Haushal-
te besteht. Gerade weil die Haushalte das wichtigste Element 
der kapitalistischen Produktionsweise, die Ware Arbeitskraft, 
hervorbringen, geht Soiland wie Maria Mies, Veronika Benn-
holdt-Thomsen und Claudia von Werlhof davon aus, dass dieser 
Bereich zu dem unsichtbaren, tragenden Fundament des Ge-
sellschaftsaufbaus gehört.6

Unter den Bedingungen des Ersten Weltkrieges zeigte sich 
das Fundamentale der Hausarbeit auf extreme und damit 
deutliche Weise. Die staatlichen Stellen hatten versagt, eine 
gerechte Verteilung der knappen Nahrungsmittel zu gewähr-
leisten. Über Propaganda wurde versucht, den Hausfrauen die 
Schuld an der knappen Versorgungslage zuzuschieben, indem 
ihr Hauswirtschaften als verschwenderisch, kenntnislos und 
ohne Blick für das gesellschaftliche Ganze dargestellt wurde. 
Dabei waren die Hausfrauen Sündenböcke, ganz gleich, wie 
sie sich verhielten: Misslang es ihnen, ihre Familien zu versor-
gen, waren sie unfähig zur Hauswirtschaft, gelang es ihnen, 
was nur durch illegale Wege wie dem Überschreiten der Ratio-
nen, Hamsterei und Diebstahl möglich war, »fehlte« ihnen der 
Blick für das gesellschaftliche Ganze. So gab es eine gewisse 
Aufwertung der Hausarbeit als notwendige Tätigkeit für das 
gesellschaftliche Ganze, die aber damit verbunden war, die 
Verantwortung für die Schwierigkeiten der Reproduktion den 
Hauswirtschaftenden zuzuschreiben (Daniel 1989, 272).

Deutlicher als heute wurde damals artikuliert, dass die Ware 
Arbeitskraft eine Ressource ist, die immer wieder angeeignet 
werden muss. Gerade die Offenheit Hindenburgs und Luden-
dorffs von »Menschenmaterial« zu sprechen, konnte keine 
Zweifel darüber bestehen lassen, welche Bestimmung die 
Kinder der Arbeiter_innenklasse in dieser gesellschaftlichen 
Formation hatten. Ob in der Fabrik oder an der Front, für die 
herrschende Klasse war ein großer Teil der Population beleb-
tes Objekt, das für die eigenen Interessen eingesetzt wurde.
Was die Wirtschaft während des Ersten Weltkrieges eben-
falls besonders deutlich zeigte, war die Selbstverständlichkeit, 

Vgl. in diesem Band den 
Text von Carolin Blauth.
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mit der Frauen auf (bestimmte) Bereiche des Arbeitsmarktes 
unter prekären Bedingungen mobilisiert und demobilisiert wer-
den konnten, denn auch das beruhte auf ihrer notwendigen, 
aber nicht anerkannten Versorgungsarbeit. Dadurch, dass die 
Versorgungsarbeiten ihre Aufgabe, aber keine »richtige« Arbeit 
waren, konnten häusliche Arbeitsplätze entwertet und Frauen 
leichter bei Bedarf in die Schwerindustrie mobilisiert und wie-
der verdrängt werden, um den Männern ihre Rolle als Hausherr 
zurückzugeben.

So zeigte die Kriegswirtschaft besonders deutlich die Notwen-
digkeit der Versorgungsarbeiten, die Aneignung der Ressour-
cen aus den Haushalten und das Reservoir der Arbeitskräfte, 
dass Frauen für das Kapital gerade durch ihre Rolle als Ver-
sorgende waren und immer noch sind.7 Die Proteste waren 
Ausdruck dieser verstärkten Belastungen, gerade in Hinblick 
auf die Schwierigkeiten der Frauen, der Rolle der Versorgung 
nachzukommen oder diese mit den erschwerten Arbeitsbedin-
gungen zu vereinbaren.

Die Proteste vor über hundert Jahren mit theoretischen Ele-
menten derselben Zeit zu interpretieren, ist kaum ohne melan-
cholische Grundstimmung möglich. Denn zu ihrer Zeit ließen 
sich Theorie und Praxis durch eine sehr schnell einsetzende 
Konterrevolution, der auch Rosa Luxemburg zum Opfer fiel, 
kaum zusammen denken. Die Möglichkeit eines basisdemo-
kratischen Aufbaus unter Berücksichtigung der Geschlech-
terverhältnisse scheiterte nicht nur an inneren Spannungen, 
sondern auch an äußerer Gewalt. Die zur Niederschlagung 
der Aufstände und Räterepubliken eingesetzten paramilitä- 
rischen Freikorps setzten ins Schwanken geratene patriar-
chale Vorstellungen erneut brutal durch. Freikorps in Ober-
schlesien bestraften Frauen, die mit französischen Kriegsge-
fangenen tatsächlich oder gerüchteweise Verhältnisse hatten, 
indem sie sie nackt auszogen, kahlschoren, mit Teer anstri-
chen und mit Peitschen durch die Straßen hetzten (Deutsche 
Zeitung, 13.07.1922, zitiert nach Gumbel 1980, 130). Rosa 
Luxemburg wurde von einer der Gruppen, der Garde-Kaval-
lerie-Schützen-Division, gefangen genommen, misshandelt 
und ermordet. Ihre Hinrichtung als politische Gegnerin und 
die geringen Konsequenzen für die Täter zeigten, dass sich 
der Rückfall in die Barbarei mit dem Ersten Weltkrieg nicht 
erschöpft hatte. Während ihrer Haft 1915 hatte Luxemburg 
in Die Krise der Sozialdemokratie daran erinnert, dass die 

Luxemburgs dritter Punkt, die 
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Möglichkeit eines Rückfalls in die Barbarei anstelle des Über-
gangs zum Sozialismus bestand.

»Friedrich Engels sagte einmal: die bürgerliche Gesellschaft 
steht vor einem Dilemma: entweder Übergang zum Sozialis-
mus oder Rückfall in die Barbarei. Was bedeutet ein »Rückfall 
in die Barbarei« auf unserer Höhe der europäischen Zivilisa-
tion? Wir haben wohl alle die Worte bis jetzt gedankenlos ge-
lesen und wiederholt, ohne ihren furchtbaren Ernst zu ahnen. 
Ein Blick um uns in diesem Augenblick zeigt, was ein Rück-
fall der bürgerlichen Gesellschaft in die Barbarei bedeutet. 
Dieser Weltkrieg – das ist ein Rückfall in die Barbarei.« (Lu-
xemburg 1974, 62)

Dabei sollte es nicht bleiben. Nicht nur versandeten die wäh-
rend des Reichsrätekongresses im Dezember 1918 beschlos-
senen Sozialisierungen aller »hierzu reifen Industrien, insbe-
sondere des Bergbaus« (Hofmeister/Bruch 2015, 45). Die 
Pazifistin Lida Gustava Heymann sah in ihren Erinnerungen, 
die sie 1941 im Exil veröffentlichte, gerade in dem Verrat der 
SPD-Führung an den sozialistischen Zielen den Rückfall in die 
Barbarei der Nazizeit.8

»Fritz Ebert und Genossen machten nicht nur gemeinsame 
Sache mit diesem Bürgerstande, den sie in Erscheinung und 
Lebensform schon lange nachahmten und ihm gleichten 
wie ein Ei dem anderen, sondern auch mit den Generälen, 
der Großindustrie und den Junkern. Anstatt das deutsche 
Volk nach erlittenem Bismarckschen Sozialistengesetz, 
nach jahrzehntelangem Kampf für Beseitigung preußischer 
Militärgewalt, Ausbeutung und Unterdrückung (Dreiklas-
senwahlrecht), nach den endlosen Opfern und Leiden des 
Weltkrieges – der Freiheit und Selbstverantwortung ent-
gegenzuführen, trieben es die früheren Genossen Schritt 
für Schritt, aber langsam und sicher, dem Abgrund des III. 
Reichs zu« (Heymann 1992, 174).

Es ist also kaum möglich, die unterschiedlichen Fragmente der 
Geschichte über hundert Jahre später ohne melancholischen 
Beigeschmack zusammen zu denken. Wenn man es allerdings 
tut, zeigt sich, dass die feministische Rezeption Rosa Luxem-
burgs eine theoretische Untermauerung der Forderung Toni 
Senders bedeutet hätte, die Tätigkeiten der Versorgung als 
produktive Arbeit, und damit als Teil der Räteorganisation an-

Es ist bemerkenswert, 
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zuerkennen (Sender 1919, 23). Dies hätte den protestierenden 
Frauen Organe der Willensbildung und -äußerung zur Verfü-
gung gestellt, Möglichkeiten gegeben, auf gesellschaftliche 
Prozesse einzuwirken und gesellschaftliche Strukturen zu ver-
ändern. Dann wäre vielleicht nicht nur die Entscheidung über 
den Krieg bei »der Masse der arbeitenden Männer und Frauen, 
alten und jungen« (ebd., 497) gelegen, sondern auch die Ent-
scheidung über die Zukunft.
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